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Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
 
Die DHH GmbH & Co.KG, vertreten durch Herrn Dirk Ketelsen, 25821 Reußenköge, hat am 15.01.2018 beim Landkreis 
Rotenburg (Wümme) eine Genehmigung zum Wiederaufbau von 3 Windenergieanlagen Enercon E70-E4 mit einer 
Nabenhöhe von 64 m und einer Gesamthöhe von 99,50 m, dauerhaft gedrosselt auf 2,0 MW beantragt. Der Standort 
der Anlage befindet sich in Anderlingen, Außenbereich/Ohrel. 
 
Das beantragte Vorhaben ist aufgrund Nr. 1.6.2 des Anhangs zur Vierten Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV vom 02.05.2013, BGBl. I S. 973, in der zurzeit gültigen Fassung), genehmigungsbedürftig und 
unterliegt damit einem vereinfachten Genehmigungsverfahren gemäß §§ 4 und 19 des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes (BImSchG, Neufassung vom 25.06.2005, BGBl. I S. 1865, in der zur Zeit gültigen Fassung).  
 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens war gemäß § 7 i.V.m. Anlage 1 Ziffer 1.6.3 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG, Neufassung vom 24.02.2010, BGBl. I S. 94, in der zurzeit gültigen Fassung), 
eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. Danach wäre eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen gewesen, wenn trotz der geringen Größe oder Leistung des Vorhabens nur aufgrund besonderer 
örtlicher Gegebenheiten gemäß der maßgeblichen Schutzkriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu 
erwarten gewesen wären. 
 
Gemäß § 2 UVPG umfasst die Umweltverträglichkeitsprüfung die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der 
unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen eines Vorhabens auf folgende Schutzgüter: Menschen, insbesondere der 
menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
Landschaft, Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten 
Schutzgütern. 
 
Im Rahmen der Prüfung haben folgende Fachämter neben ihrer normalen Stellungnahme auch Stellungnahmen zu den 
von ihnen zu vertretenden Belangen zur UVPG abgegeben: Amt 40/3 (Bodendenkmale), Amt 66 (Wasser, Boden, 
Fläche), Amt 68 (Naturschutz und Landschaftspflege), Amt 63i (Immissionsschutz), Amt 63 (Baudenkmal). 
 
Keines der Fachämter hält eine Umweltverträglichkeitsprüfung für erforderlich. 
 
Zusammengefasst wird festgestellt, dass die erforderliche Einzelfallprüfung unter Beteiligung der zuständigen 
Behörden und Fachämter durchgeführt wurde und ergeben hat, dass das Vorhaben keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf.  
 
Ich weise darauf hin, dass diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist. 
 
Rotenburg (Wümme), den 09.12.2019 
 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
Der Landrat 
 
 
 
 

 

B e k a n n t m a c h u n g  
des 

Landkreises Rotenburg (Wümme) 
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